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Senat III der Gleichbehandlungskommission 
 

Prüfungsergebnis gemäß § 12 GBK/GAW-Gesetz 
 

 

Der Senat III der Gleichbehandlungskommission (GBK) beim Bundeskanzleramt ge-

langte am … über das am … eingelangte Verlangen des Anwaltes für die Gleichbe-

handlung ohne Unterschied des Geschlechts oder der ethnischen Zugehörigkeit in 

sonstigen Bereichen und für die Gleichbehandlung von Frauen und Männern beim 

Zugang zu Gütern und Dienstleistungen für Frau A (in der Folge „Betroffene“), be-

treffend die Überprüfung einer unmittelbaren Diskriminierung aufgrund eines Nahe-

verhältnisses zu einer Person gambischer Herkunft beim Zugang zu und der Versor-

gung mit Wohnraum, durch die Antragsgegnerin 

 

Z Immobilien GmbH 
 

gemäß § 32 Abs. 1 iVm § 32 Abs. 4 Gleichbehandlungsgesetz (in der Folge 

GlBG; idgF BGBl. I Nr. 7/2011) nach Durchführung eines Verfahrens gemäß 

§ 12 GBK/GAW-Gesetz (BGBl. I Nr. 7/2011) iVm 

§ 11 Gleichbehandlungskommissions-GO (idF BGBl. II Nr. 102/2011) zur Auffas-
sung, dass 

 
durch die Z GmbH eine unmittelbare Diskriminierung der Betroffenen auf-
grund eines Naheverhältnisses zu einer Person gambischer Herkunft beim 
Zugang zu und der Versorgung mit Wohnraum gemäß § 32 Abs. 1 iVm § 32 
Abs. 4 GlBG vorliegt. 

 

Im Verlangen wurde die Einleitung eines Verfahrens gemäß § 12 Abs. 1 GBK/GAW - 

Gesetz zur Überprüfung begehrt, ob eine Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes 

durch eine unmittelbare Diskriminierung der Betroffenen aufgrund eines Nahever-
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hältnisses zu einer Person gambischer Herkunft beim Zugang zu und der Versor-

gung mit Wohnraum durch die Antragsgegnerin vorliegt.  

 

Der Sachverhalt stellte sich laut Verlangen im Wesentlichen wie folgt dar: 

Die Betroffene habe am … mit ihrer Schwester und der Immobilienmaklerin Frau O 

die zur Miete angebotene Wohnung in der …gasse besichtigt. Die Betroffene habe 

bei der Besichtigung erklärt, dass sie die Wohnung alleine mieten und mit ihrem 

Ehemann nutzen wolle. Im Zuge der Besichtigung habe Frau O mitgeteilt, dass die 

Antragsgegnerin die Auswahl des Mieters oder der Mieterin vornehme und dabei 

sehr anspruchsvoll sei. Dem entsprechend habe Frau O erfreut zur Kenntnis ge-

nommen, dass die Betroffene in der ... arbeite und ihr Ehemann im Restaurant „…“ 

beschäftigt sei und habe erklärt, dass dieser Umstand von der Antragsgegnerin posi-

tiv bewertet werden würde. 

 

Am Folgetag habe Frau O in der Arbeitsstätte der Betroffenen das unterschriebene 

Mietanbot sowie die von der Betroffenen für sich und ihren Ehemann ausgefüllten 

Mieterselbstauskunftsformulare abgeholt. Dabei sei Frau O darauf aufmerksam ge-

worden, dass der Ehemann der Betroffenen gambischer Staatsbürger sei. Auf Nach-

frage habe die Betroffene erklärt, dass ihr Ehemann sich derzeit nicht bei der An-

tragsgegnerin persönlich vorstellen könne, da er bis Mitte April … im Ausland sei. 

Daraufhin habe Frau O erklärt, dass die Antragsgegnerin alle BewohnerInnen der 

von ihnen verwalteten Wohnungen persönlich kennen lernen wolle und habe die Be-

troffene gefragt, ob sie zu diesem Gesprächstermin ein Foto ihres Mannes mitbrin-

gen könne. Nachdem die Betroffene dieser Vorgehensweise zugestimmt habe, habe 

Frau O erklärt, dass sie ihre Unterlagen weitergeben und sie sich bezüglich eines 

Termins bei der Antragsgegnerin melden würde. 

 

Am … habe die Betroffene einen Anruf von Frau O erhalten, bei dem diese erklärt 

habe, dass sie und eine Vertreterin der Antragsgegnerin sich bei einem gemeinsa-

men Gespräch gefragt hätten, warum der Ehemann der Betroffenen nicht die öster-

reichische Staatsbürgerschaft haben wolle. Die Betroffene habe darauf erwidert, 

dass er diese sehr wohl anstrebe, er jedoch die österreichische Staatsbürgerschaft 

erst nach einem sechsjährigen Aufenthalt in Österreich beantragen könne. Nachdem 
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die Betroffene auf Nachfrage erklärt habe, dass sie und ihr Ehemann bereits seit 

sechs Jahren verheiratet seien, habe Frau O erklärt „[J]a wissen sie, wenn ihr Mann 

abhaut, dann ist er für uns nicht greifbar.“ Die Betroffene habe darauf erwidert, dass 

sie den Mietvertrag unterschreiben würde und sie es daher sei, die sich zur Zahlung 

des Mietzinses verpflichten würde. Daraufhin habe Frau O wiederholt „Wenn ihr 

Mann abhaut, dann bleiben Ihnen nur noch € …,-, vielleicht ist Ihnen das dann zu 

wenig.“ Auf den Einwand der Betroffenen, dass ihr diese Aussage unangebracht er-

scheine, habe Frau O erklärt: „Ich habe Ihnen ja gesagt, dass die Hausverwaltung 

pingelig ist“. In der Hoffnung, dass sich ihre Position gegenüber der Antragsgegnerin 

verbessere, habe die Betroffene nach diesem Anruf Frau O per SMS darauf auf-

merksam gemacht, dass sich ihr Nettoeinkommen demnächst von € …,- auf € …,- 

monatlich erhöhen würde. 

 

Am … habe Frau O der Betroffenen telefonisch die Vermietung der Wohnung mit der 

Begründung abgesagt, dass die Eigentümerin der Wohnung, der Antragsgegnerin 

einen Interessenten weitergeleitet habe und dieser nun bevorzugt werde. Nachdem 

die Betroffene am gleichen Tag gesehen habe, dass das Wohnungsinserat der be-

treffenden Wohnung auf der Webseite … aktualisiert worden sei, habe sie Frau O 

per E-Mail gefragt, warum das Wohnungsinserat noch im Internet abrufbar sei, ob-

wohl sie ihr zuvor mitgeteilt habe, dass die Wohnung bereits vergeben sei. 

 

Am … habe die Betroffene einen Anruf von Frau O erhalten, bei dem sie erklärt ha-

be, dass das Inserat erst herausgenommen werde, wenn die Wohnung definitiv ver-

geben sei. Der Einwand der Betroffenen, dass ihr die bisherige Vorgehensweise im 

Zusammenhang mit ihrem Mietanbot diskriminierend erscheine, sei von Frau O ohne 

nachvollziehbare Erklärung abgewiesen worden. 

 

Die Antragsgegnerin erläuterte in ihrer Stellungnahme vom … im Wesentlichen, dass 

mit aller Entschiedenheit jede Diskriminierung von Personen im Zusammenhang mit 

dem Zugang zu Wohnraum bestritten werde. Es habe kein Mitarbeiter der Antrags-

gegnerin mit der Betroffenen oder ihrem Ehemann Kontakt gehabt. Die Antragsgeg-

nerin sei lediglich die Hausverwaltung. 
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Die Besichtigung und Besprechungen vor Ort hätten mit der Maklerin stattgefunden. 

Der Ehemann der Betroffenen habe nach eigenen Angaben nur € …,- Nettoeinkom-

men. Für den Fall einer Ehescheidung wäre daher sein Einkommen im Verhältnis zu 

den Kosten, zu denen ja auch noch Gas- und Stromkosten kommen würden, zu ge-

ring gewesen. Es seien daher Überlegungen der Bonität gewesen, die dazu geführt 

hätten, dass von einer Vermietung an die Betroffene Abstand genommen worden sei. 

 

Es sei eine grundsätzliche Frage der Privatautonomie im Rahmen der Verfügung 

über das Eigentum zukünftige Entwicklungen abzuschätzen, zukünftige Risiken zu 

kalkulieren und danach die Entscheidung zu treffen. Es gebe ja bekanntlich keine 

Stelle, die dann den Eigentümern bei zahlungsunfähigen Mietern den Mietzinsentfall 

ersetzen würde, es sei dies ausschließliches Eigenrisiko des vermietenden Eigentü-

mers. 

 

Die Wohnung sei ursprünglich renoviert worden, deshalb habe es eine längere Leer-

stehung gegeben und sei daher im Anschluss daran die Mieterauswahl, insbesonde-

re in Hinblick auf die Zahlungsfähigkeit der Mieter, besonders wichtig. 

Für einen längeren Zeitraum der Inserierung der Wohnung sei nicht die Hausverwal-

tung verantwortlich. 

Während der Vergabebemühungen sei die Tochter der Eigentümerin auf den Ge-

danken gekommen, die Wohnung selbst zu nutzen, weshalb seitens der Antrags-

gegnerin für einige Wochen die Vergabebemühungen eingestellt worden seien. 

Als sich die Tochter anders entschieden habe, sei weiter gesucht worden und die 

Wohnung schließlich per … an eine Person mit kroatischer Staatsbürgerschaft mit 

einem Nettoeinkommen von € …,- vermietet worden. Man sehe aus diesem Ansatz 

bereits, dass keinerlei Vorbehalte bei der Vermietung der Wohnung in Bezug auf 

ausländische Staatsbürger bestehen würden. 

 

In den Sitzungen der GBK am …, … und … wurden die Betroffene, Frau Helga O, 

Herr P und Frau Q als Auskunftspersonen befragt:  

 

Die Betroffene erläuterte in ihrer Befragung vom …, dass sie die Wohnung in der 

…gasse gemeinsam mit ihrer Schwester am … besichtigt habe. Vor Ort sei auch die 
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Maklerin Frau O gewesen, welche gleich gefragt habe, was die Betroffene arbeite, 

was sie verdiene und mit wem sie hier einziehen wolle. Die Betroffene habe Frau O 

geantwortet, dass sie in der ... arbeite und € …,- netto verdiene. Auf Nachfrage habe 

die Betroffene Frau O erläutert, dass ihr Mann im „…“ arbeite. Frau O sei darüber 

sehr angetan gewesen und habe gesagt: „Naja, das ist ja super, wenn Sie im … ar-

beiten. Das kommt ja gut. Den Vermietern ist es wichtig, dass man genug Einkom-

men hat.“ 

Am nächsten Tag habe Frau O das Mietanbot und die Mieterselbstauskunftsformula-

re von der Arbeitsstätte der Betroffenen abgeholt. Auf diesen Formularen stehe auch 

die Staatsbürgerschaft und da habe sie gesehen, dass der Mann der Betroffenen aus 

Gambia komme. Frau O habe dann erläutert, dass sie einen Gesprächstermin mit 

der Antragsgegnerin vereinbaren werde. Die Betroffene habe Frau O mitgeteilt, dass 

ihr Mann nicht mitkommen könne, weil er zu dem Zeitpunkt gerade in Gambia sei. 

Frau O habe die Betroffene deswegen gebeten, ein Foto ihres Mannes zu dem Ge-

sprächstermin mitzunehmen, da die Hausverwaltung die Leute kennenlernen wolle. 

Dies sei der Betroffenen zwar ein wenig komisch vorgekommen aber sie habe die 

Wohnung gerne haben wollen und deswegen sei sie damit einverstanden gewesen. 

Frau O habe dann erläutert, dass sie die Formulare der Antragsgegnerin übermitteln 

würde und sie sich dann bei der Betroffenen melden würde. 

 

Am nächsten Tag habe sich Frau O wieder bei der Betroffenen gemeldet und ihr mit-

geteilt, dass sie die Unterlagen der Antragsgegnerin vorgelegt habe. Frau O habe mit 

einer Dame von der Antragsgegnerin darüber gesprochen und sie hätten sich ge-

fragt, warum der Mann der Betroffenen nicht die österreichische Staatsbürgerschaft 

habe und ob er diese nicht wolle. Die Betroffene habe erläutert, dass es gesetzliche 

Regelungen und Fristen gebe. Ihr Mann müsse sechs Jahre ein aufrechtes Visum 

haben, bevor die österreichische Staatsbürgerschaft beantragt werden könne. Da-

raufhin habe Frau O gefragt, ob die Betroffene erst kurz verheiratet sei. Dies habe 

die Betroffene verneint und erläutert, dass sie schon seit sechs Jahren verheiratet 

seien und die Staatsbürgerschaft erst Anfang nächsten Jahres beantragt werden 

könne. Daraufhin habe Frau O gemeint: „Aha, weil wissen Sie, wenn ihr Mann ab-

haut, dann ist er ja nicht greifbar“. Darauf habe die Betroffene geantwortet, dass sie 

die Wohnung mieten würde und sie den Mietvertrag unterschreiben würde. 
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Frau O habe darauf wieder geantwortet: „Ja, aber trotzdem, wissen Sie, weil wenn 

ihr Mann abhaut“. Dies habe Frau O vier- oder fünfmal gesagt. Auch habe sie noch 

gemeint: „Wenn er abhaut, dann wäre er nicht greifbar und dann müssen Sie die 

Wohnung alleine mieten und dann haben Sie nur noch € …,- zum Leben übrig und 

das ist Ihnen ja dann vielleicht zu wenig“. Frau O habe dies mit einem möglichen 

Zahlungsausfall begründet und gemeint, dass die Antragsgegnerin sehr genau sei: 

„Das habe ich Ihnen schon gesagt, die sind wie eine Bank und die wollen alles ganz 

genau wissen.“ Deswegen habe die Antragsgegnerin wissen wollen, warum der 

Mann der Betroffenen kein österreichischer Staatsbürger sei. 

Der Betroffenen sei später eingefallen, dass ihre Ausbildungszeit Anfang nächsten 

Jahres enden würde und sie dann mindestens € …,- verdienen würde. Deswegen 

habe sie Frau O ein SMS gesendet, dass sich ihr Grundgehalt bald erhöhen würde. 

Am … habe die Betroffene einen Telefonanruf von Frau O erhalten, in dem sie ihr 

mitgeteilt habe, dass sie die Wohnung leider absagen müsse, weil die Hausinhaberin 

eine Interessentin habe, welche vorgezogen werde. 

Daraufhin habe die Betroffene noch einmal im Internet nachgesehen, ob die Woh-

nung auch wirklich herausgenommen worden sei. Die Wohnung sei aber wieder in-

seriert und mit dem aktuellen Datum versehen gewesen. Sie habe daraufhin Frau O 

ein E-Mail geschrieben, warum sie die Wohnung inseriere und ihr aber gleichzeitig 

absagen würde. Auch habe sie die Kontaktdaten der Antragsgegnerin verlangt. Am 

nächsten Tag habe Frau O die Betroffene angerufen und habe gesagt, dass das so 

üblich sei, dass sie die Wohnungen nicht herausnehmen würden, bevor sie nicht de-

finitiv vergeben worden seien. Darüber hinaus gebe es eine Interessentin von der 

Hausverwaltung und diese habe erst nächste Woche Zeit, sich die Wohnung anzu-

sehen. 

Die Betroffene habe Frau O mitgeteilt, dass ihr das diskriminierend erscheine, wenn 

sie das Einkommen ihres Mannes nicht berücksichtigen würde und auch dieses Tele-

fongespräch erscheine der Betroffenen diskriminierend. 

Am Tag nach der Absage habe die Betroffene eine Freundin beauftragt, bei der Mak-

lerin anzurufen und nachzufragen, ob die Wohnung noch zu vergeben sei. Die Mak-

lerin habe ihr geantwortet, dass es zwar Interessenten gebe, aber sie sich die Woh-

nung gerne ansehen könne. 
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Frau O erläuterte in ihrer Befragung vom …, dass sie Immobilienberaterin bei der … 

sei. Die Antragsgegnerin sei Kundin ihrer Arbeitgeberin und die einzige Kundin der 

Befragten. 

Die Befragte sage immer schon beim Erstkontakt, dass zum Grundpreis der Woh-

nung noch Gas und Strom hinzukommen würden. Diese Gesamtkosten müssten sich 

die MieterInnen leisten können. Wer allerdings eine Wohnung bekomme, entscheide 

ausschließlich die Antragsgegnerin als Hausverwaltung. Auch über die Bonitätserfor-

dernisse entscheide ausschließlich die Hausverwaltung. Die Befragte habe selbst 

keinen Einfluss auf die Vergabe einer Wohnung. 

 

Die Befragte habe sich mit der Betroffenen und deren Schwester in der Wohnung ge-

troffen. Auch dieser finanzielle Aspekt sei mit der Betroffenen besprochen worden. 

Die Befragte habe diesbezüglich nur gesagt, dass die Mietkosten im Falle einer 

Trennung ein Problem werden könnten. Sollte ihr Mann die Wohnung bekommen, 

würde er nicht so viel verdienen. „Wenn er abhaut“ oder Ähnliches habe die Befragte 

aber nie gesagt. 

Die genauen Summen habe die Befragte mit der Mieterselbstauskunft bekommen. 

Für die Befragte schien das Einkommen ungefähr in Ordnung. Die Unterlagen habe 

sie zur Antragsgegnerin gebracht und es sei ihr von dieser gesagt worden, dass sie 

sich das ansehen und die Interessenten einen Termin bekommen würden. Dass die 

Betroffene alleinige Mieterin habe werden wollen, sei aus dem Mietanbot hervorge-

gangen und daher der Hausverwaltung bekannt gewesen. Auch habe die Betroffene 

der Befragten per SMS mitgeteilt, dass sie in absehbarer Zeit über ein höheres Ein-

kommen verfügen würde. Dies habe die Befragte der Antragsgegnerin mitgeteilt. 

 

Im Rahmen der Sichtung der Unterlagen sei dann von Frau Q gegenüber der Befrag-

ten die Frage aufgeworfen worden, warum der Mann der Betroffenen nicht die öster-

reichische Staatsbürgerschaft besitze. Dies sei eine ganz harmlose Frage gewesen, 

welche sie an die Betroffene weitergeleitet habe. Die Betroffene habe erläutert, dass 

er diese erst nach sechs Jahren bekommen würde. Die Befragte habe sich dafür 

entschuldigt, dass das niemand gewusst habe. Daraufhin habe die Betroffene ge-

meint, dass dies diskriminierend sei. Die Befragte habe der Betroffenen erläutert, 
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dass sie niemand diskriminieren wolle und man der Meinung gewesen sei, dass man 

mit der Verehelichung automatisch die Staatsbürgerschaft bekomme. 

Für die Befragte selbst mache es überhaupt keinen Unterschied, ob jemand aus Ös-

terreich oder aus Gambia komme. Theoretisch könne es sein, dass es rechtlich ein-

facher sei, wenn ein Mieter Österreicher sei, da er hier geklagt werden könne. Im 

Gegensatz dazu sei ein Mieter aus Gambia rechtlich nicht mehr greifbar, wenn er in 

seine Heimat gehe. Das habe auch Frau Q in einem Telefongespräch nebenbei ge-

sagt: „Naja, es ist halt schwierig, wenn er nicht da ist und er kriegt die Wohnung und 

sie trennen sich, dann ist das halt schwer, wenn er nachhause geht, ihn zu finden“. 

Es habe sich dabei aber in keiner Weise um irgendeine Diskriminierung gehandelt. 

Es habe keiner einen bösen Gedanken oder sonst etwas gehabt. 

 

Frau Q habe die Befragte angerufen und ihr mitgeteilt, dass es von der Wohnungsei-

gentümerin eine Interessentin geben würde und dass das abgewartet werden müsse. 

Die Befragte solle daher die Wohnung nicht weiter anbieten. Dass die Wohnung aber 

noch vier Wochen inseriert gewesen sein solle, könne sie sich nicht vorstellen. Sie 

würde Wohnungen aber immer erst aus dem Internet nehmen, wenn sie endgültig 

vergeben seien. Auch könne sich die Befragte nicht vorstellen, dass sie der Freundin 

der Betroffenen eine Wohnungsbesichtigung zugesagt habe. Sie könne nur gesagt 

haben, dass sie sich ihren Namen für den Fall aufschreibe, dass die Wohnung wie-

der verfügbar sein würde. Dies mache sie bei anderen Wohnungen immer genauso. 

An dieses Telefonat könne sich die Befragte aber nicht mehr erinnern. 

Im gegenständlichen Fall habe die Befragte über die Wohnung keine Informationen 

mehr bekommen, insbesondere nicht, dass sie sie wieder anbieten könne. Die Be-

fragte würde sich generell nie erkundigen, an wen die Wohnungen schlussendlich 

vermittelt würden. Sie würde von der Antragsgegnerin immer nur Bescheid bekom-

men, ob sie eine Wohnung wieder anbieten könne oder die Wohnung schon verge-

ben sei. Nachfragen würde sie aber nie. Im gegenständlichen Fall sei dann irgend-

wann ein Brief oder ein Anruf von der Antragsgegnerin gekommen, in dem gefragt 

wurde, ob die Wohnung schon aus dem Internet herausgenommen worden sei, da 

sie bereits vermietet worden sei. An wen die Wohnung schlussendlich vermietet wor-

den sei, wisse die Befragte aber nicht. 
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Herr P erläuterte in seiner Befragung vom …, dass er der Geschäftsführer der An-

tragsgegnerin sei. 

Grundsätzlich würden fünf Makler beauftragt, eine Wohnung anzubieten. Diesen 

würden entsprechende Vorgaben gemacht. Die Wohnung dürfe nicht über Belag 

vergeben werden, auch müssten gewisse Einkommensverhältnisse vorhanden sein, 

um den Mietzins sorglos bezahlen zu können. Die Antragsgegnerin inseriere die 

Wohnungen nie selbst, sondern würde das Angebot an die Makler weitergeben, wel-

che versuchen würden einen passenden Interessenten zu finden. Sollte eine Woh-

nung vergeben worden sein, würden alle anderen Makler per E-Mail davon verstän-

digt werden. Frau O sei eine der Maklerinnen gewesen, welche der Antragsgegnerin 

ein Mietanbot der Betroffenen übermittelt habe. Grundsätzlich sei ein Mietanbot aber 

rechtlich unverbindlich.  

Die Antragsgegnerin würde die Kunden generell nie selbst kontaktieren, dies sei 

Aufgabe der Makler. Nach einer verbindlichen Zusage der Interessenten würden 

über die Rechtsabteilung der Antragsgegnerin die Mietverträge ausgesendet werden, 

sodass diese kontrolliert werden könnten. Unklarheiten würden dann im direkten Ge-

spräch mit der Antragsgegnerin abgehandelt werden. Sobald dies geschehen sei, 

bekämen die Interessenten eine verbindliche Zusage und den Vertragsentwurf zur 

Durchsicht. 

Im konkreten Fall sei es so gewesen, dass die Tochter der Eigentümerin die Woh-

nung habe übernehmen wollen. Die Wohnung sei aber mit relativ hohen Kosten re-

noviert worden, sodass diese Wohnung marktüblich zu vermieten gewesen sei. Die 

Tochter der Eigentümerin habe aber € …,- weniger Miete bezahlen wollen. Dies sei 

aufgrund der Investitionen und der Möglichkeit der Abschreibung aus mietrechtlichen 

Gründen aber nicht möglich gewesen. In dieser Übergangsphase, bis die Antragstel-

lerin der Eigentümerschaft erklärt habe, dass die Wohnung zu marktüblichen Preisen 

vermietet werden müsse, sei die Wohnung aus dem Angebot genommen worden. 

Nachdem dies der Eigentümerschaft erklärt worden sei, sei von dieser der Anspruch 

zurückgezogen worden und habe die Antragsgegnerin die Wohnung wieder zum An-

gebot freigegeben und die Makler darüber informiert. 

Warum die Wohnung dann nicht wieder der Betroffenen angeboten worden sei, kön-

ne der Befragte nicht sagen. Dies sei Sache der Maklerin, welche die diesbezügli-

chen Informationen seitens der Antragsgegnerin aber bekommen habe. 
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Grundsätzlich würde die Antragsgegnerin genau wissen wollen, wer in welches Haus 

einziehe. Darum sei auch die Staatsbürgerschaft des Ehegatten hinterfragt worden. 

Es müssten immer wieder Prozesse geführt werden, da Mieten nicht bezahlt würden. 

Auch würde eine Gehaltsbestätigung verlangt werden, die im konkreten Fall jedoch 

gar nicht vorgelegt worden sei. Auch sei von der Betroffenen keine Bestätigung über 

eine zukünftige Gehaltserhöhung bei der Antragsgegnerin eingelangt. Jedenfalls 

würde die Staatsbürgerschaft nicht aufgrund irgendwelcher Hintergedanken nachge-

fragt werden. Auch würde jeder Mieter nach seinem Geburtsdatum, nach seinem Be-

ruf etc. gefragt. 

Hinsichtlich des notwendigen Nettoeinkommens der gegenständlichen Wohnung sei 

ein Betrag von ca. € …,- netto zu veranschlagen gewesen. In der Mieterselbstaus-

kunft sei ein Betrag von € …,- netto genannt worden. Man habe sich daher mit die-

sem Einkommen im Prinzip an der Grenze befunden. Auf Nachfrage bei der Be-

troffenen habe diese erklärt, dass ihr Mann bei der Miete mitzahlen würde. Dann ha-

be die Maklerin versucht, ein Vorstellungsgespräch bei der Hausverwaltung zu orga-

nisieren. Die Betroffene habe aber gesagt, dass ihr Mann nicht mitkommen könne, 

da er sich im Ausland befinde. Da sei eben die Diskussion bezüglich der Staatsbür-

gerschaft aufgekommen. Hinzuzufügen sei, dass in diesem Haus seit Jahren mehre-

re Ausländer wohnen würden. 

Zur Frage, warum von der Befragten ein Foto ihres Ehemannes verlangt worden sei, 

erläuterte der Befragte, dass sowohl vom Mieter als auch vom Mitbewohner immer 

der Reisepass verlangt würde. Ein Foto sei nicht verlangt worden, sondern der Rei-

sepass. Auch würden die Kautionen bei der Bank hinterlegt und diese verlange als 

Bestätigung einen Reisepass. 

Grundsätzlich habe aber die Antragsgegnerin weder etwas gemacht noch veranlasst. 

Auch habe die Antragsgegnerin nichts damit zu tun, wenn die Maklerin der Freundin 

der Betroffenen einen Besichtigungstermin zusagt, obwohl die Wohnung wegen des 

Eigenbedarfs aus dem Angebot zu nehmen gewesen wäre. Es bestehe darüber hin-

aus keine Verpflichtung der Antragsgegnerin die Makler darauf hinzuweisen, dass sie 

nochmals mit allen vorherigen Interessenten in Kontakt treten müssten. 
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Schlussendlich sei die Wohnung an einen kroatischen Staatsbürger mit einem Netto-

einkommen von € …,-vermietet worden. Die Betroffene habe die Wohnung aus-

schließlich aus wirtschaftlichen Gründen nicht bekommen. 

Frau Q erläuterte in ihrer Befragung vom …, dass sie bereits in Pension sei und bei 

der Antragsgegnerin nur aushelfe, wenn irgendwo Not am Mann sei. Vor ihrer Pensi-

onierung sei sie Geschäftsführerin der Antragsgegnerin gewesen. 

An einem dieser Aushilfstage sei Frau O in die Kanzlei gekommen und habe gesagt, 

dass sie sehr nette Interessenten für die Wohnung in der …gasse habe. Es würde 

sich um eine österreichische Staatsbürgerin und einen ausländischen Staatsbürger 

handeln, welche beide sehr nett und berufstätig seien. Die Maklerin habe erläutert, 

dass er Koch im „…“ und sie im … beschäftigt sei. Die Befragte habe darauf geant-

wortet, dass die beiden einen sicheren Job hätten und es daher sicher keine Proble-

me geben würde. 

Frau O habe der Befragten darüber hinaus erläutert, dass der Mietvertrag jedoch nur 

auf den Namen der Betroffenen lauten solle. Dies ist der Befragten komisch vorge-

kommen, da normalerweise der Vertrag immer auf beide Personen lauten solle. Da-

raufhin habe die Befragte nach dem ausgefüllten Datenblatt verlangt und habe gese-

hen, dass er € …,- und sie € …,- verdienen würde. Die Befragte sei der Ansicht ge-

wesen, dass er alleine sich die Wohnung nicht leisten könne, die Betroffene aber ei-

nen guten Verdienst habe. Jedoch könne es für die Betroffene alleine womöglich 

auch knapp werden. 

Die Befragte sei daher der Ansicht gewesen, dass die Hauseigentümerin eher den 

Wunsch äußern könnte, dass der Mietvertrag auf beide lauten solle, um mehr Si-

cherheit für den Eingang der Miete zu erhalten. Die Wohnung sei sehr aufwändig re-

noviert worden und es sei sehr viel Geld in die Wohnungen gesteckt worden. Die 

Nachfrage, ob es diesbezüglich Probleme geben könnte, habe die Maklerin verneint. 

Da die Befragte am Abend ohnehin mit der Eigentümerin ein Gespräch vereinbart 

gehabt habe, habe sie diese Entscheidung der Eigentümerin überlassen wollen. Ein 

Vorstellungsgespräch mit der Betroffenen habe sie erst nach der Entscheidung der 

Eigentümerin vereinbaren wollen. 
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Als sich die Befragte das Datenblatt nochmal angesehen habe, habe sie erst die 

Staatsbürgerschaft gesehen und gesehen, dass die beiden verheiratet seien. Sie sei 

der Ansicht gewesen, dass es sich demnach um zwei österreichische Staatsbürger 

handeln würde, da sie geglaubt habe, dass man durch Heirat automatisch die öster-

reichische Staatsbürgerschaft bekomme. Die Befragte wisse, dass es früher so ge-

wesen sei, weil sie damals Mieter gehabt habe, die nur wegen der österreichischen 

Staatsbürgerschaft geheiratet hätten. Diese hätten sich nach einem halben Jahr wie-

der scheiden lassen und die Befragte habe ihn dann als Mieter in der Wohnung ge-

habt. Es habe dann Probleme gegeben und der Mieter habe dann eigentlich delogiert 

werden müssen. Es sei der Befragten nicht bekannt gewesen, dass man erst nach 

sechs Jahren die Staatsbürgerschaft bekommen würde. 

Die Befragte habe die Maklerin gefragt, ob sich diesbezüglich etwas geändert habe, 

worauf die Maklerin gemeint habe, dass sie das selber nicht wisse, sie aber die Be-

troffene fragen würde. Die Befragte habe aber zur Maklerin gemeint, dass die 

Staatsbürgerschaft im Grunde genommen kein Problem sei, da beide verdienen 

würden. Es sei dann mit der Maklerin vereinbart worden, dass sich die Befragte bei 

ihr melden würde, nachdem sie mit der Eigentümerin gesprochen habe. 

Am Abend habe die Befragte die Eigentümerin angerufen und sie habe ihr gleich ge-

sagt, dass sie derzeit interne Probleme in der Familie habe und da auch die Woh-

nung mit einbezogen sei. Sie habe daher den Auftrag der Eigentümerin bekommen, 

derzeit keine Zusagen zu machen. Die Befragte habe der Eigentümerin erläutert, 

dass sie Interessenten für die Wohnung habe. Die Eigentümerin habe die Befragte 

aber gebeten, den Interessenten abzusagen. Am nächsten Tag habe die Befragte 

der Kanzlei den Auftrag gegeben, dass man Frau O ausrichten solle, dass sie den 

Interessenten absagen möge. 

Nach vier oder fünf Tagen habe die Befragte ein weiteres Mal mit der Eigentümerin 

telefoniert. In diesem Gespräch habe die Eigentümerin gebeten, dass man die Woh-

nung aus dem Angebot nehmen solle. Der Grund dafür sei gewesen, dass die Toch-

ter der Eigentümerin arbeitslos gewesen sei, in Wien eine Arbeit gesucht habe und 

deswegen eine Wohnung gebraucht habe. Daraufhin habe die Befragte in der Kanz-

lei die Order gegeben, man möge die Makler anrufen, damit sie die Wohnung aus 

dem Angebot nehmen würden. 
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Wann diese Wohnung wieder zur Vermietung ins Angebot gekommen sei, könne die 

Befragte nicht sagen, da sie längere Zeit krank gewesen sei und sich nicht um solche 

Dinge gekümmert habe. 

Auf Nachfrage erläuterte die Befragte, dass niemand ein Foto des Ehemanns der Be-

troffenen habe haben wollen. Sie würde einen Mietvertrag erst nach einer persönli-

chen Vorstellung abschließen und im Zuge dieser würde sie ja ohnehin einen Aus-

weis bekommen. Von den Ausweisen würden Kopien angefertigt werden, welche sie 

für den Vertrag und die Kautionshinterlegung bei der Bank brauchen würde. 

Auch sei es für die Befragte kein Problem gewesen, dass der Ehemann der Betroffe-

nen kein Österreicher sei und er daher hätte leichter „verschwinden“ können. Bezüg-

lich des „Verschwindens“ sei es in einem Gespräch mit Frau O um einen ganz ande-

ren Fall gegangen. Frau O habe für jemanden eine Wohnung … gesucht und habe 

sie auf ein konkretes Haus angesprochen. Die Befragte habe gemeint, dass etwas 

frei werden würde, dies ihr aber zu lange dauern würde, da es Probleme gebe. In 

dieser Wohnung sei eine Japanerin Mieterin, welche ein halbes Jahr in Tokio und ein 

halbes Jahr in … gewohnt habe. Nur sei sie diesmal aus Tokio nicht mehr zurückge-

kommen. Die Befragte habe daher die Miete eines Jahres offen und müsse einen 

Kurator bestellen und sie dann delogieren lassen. Die Befragte habe noch gemeint, 

dass ihr das in der …gasse aber nicht passieren dürfe. Vielleicht sei Frau O dadurch 

auf die Frage der Staatsbürgerschaft gekommen. Von der Befragten selbst sei je-

doch die Staatsbürgerschaft nicht zum Thema gemacht worden. 

 

Der Senat III der Gleichbehandlungskommission hat folgenden Sachverhalt festge-

stellt: 

Der Senat III hatte den Fall einer unmittelbaren Diskriminierung der Betroffenen auf-

grund eines Naheverhältnisses zu einer Person gambischer Herkunft beim Zugang 

zu und der Versorgung mit Wohnraum gemäß § 32 Abs. 1 iVm § 32 Abs. 4 leg.cit. zu 

prüfen, nämlich, ob die Nichtvergabe der Wohnung aufgrund der ethnischen Zugehö-

rigkeit des Ehemannes der Betroffenen erfolgte oder die Nichtvergabe aus anderen, 

vom Gleichbehandlungsgesetz nicht sanktionierten Gründen erfolgte und der An-

tragsgegnerin der Beweis darüber im Verfahren gelungen ist.  
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Die relevanten Gesetzesstellen des hier zu behandelnden Gleichbehandlungsgeset-

zes (GlBG) bestimmen Folgendes: 

 

§ 30. (2) Für das Merkmal der ethnischen Zugehörigkeit gelten die Bestimmun-

gen dieses Abschnittes für Rechtsverhältnisse einschließlich deren Anbahnung und 

Begründung und für die Inanspruchnahme oder Geltendmachung von Leistungen 

außerhalb eines Rechtsverhältnisses beim Zugang zu und bei der Versorgung mit 

Gütern und Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, einschließ-

lich Wohnraum, sowie für Rechtsverhältnisse einschließlich deren Anbahnung und 

Begründung und für die Inanspruchnahme oder Geltendmachung von Leistungen 

außerhalb eines Rechtsverhältnisses 

 1. beim Sozialschutz, einschließlich der sozialen Sicherheit und der Gesund-

heitsdienste, 

 2. bei sozialen Vergünstigungen, 

 3. bei der Bildung, 

sofern dies in die unmittelbare Regelungskompetenz des Bundes fällt. 

 

§ 31. (1) Auf Grund des Geschlechts oder der ethnischen Zugehörigkeit darf nie-

mand unmittelbar oder mittelbar beim Zugang zu und bei der Versorgung mit Gütern 

und Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich 

Wohnraum, diskriminiert werden. Diskriminierungen von Frauen auf Grund von 

Schwangerschaft oder Mutterschaft sind unmittelbare Diskriminierungen auf Grund 

des Geschlechts. 

 

§ 32. (1) Eine unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine Person auf Grund 

eines in § 31 genannten Grundes in einer vergleichbaren Situation eine weniger 

günstige Behandlung erfährt, als eine andere Person erfährt, erfahren hat oder erfah-

ren würde. 

(4) Eine Diskriminierung liegt auch vor, wenn eine Person aufgrund ihres 

Naheverhältnisses zu einer Person wegen deren Geschlechts oder deren ethnischer 

Zugehörigkeit diskriminiert wird. 
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§ 38. (1) Bei Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes des § 31 hat die be-

troffene Person Anspruch auf Ersatz des Vermögensschadens und eine Entschädi-

gung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung. 

(3) Insoweit sich im Streitfall die betroffene Person auf einen Diskriminierungstatbe-

stand im Sinne der §§ 31 oder 35 beruft, hat er/sie diesen glaubhaft zu machen. 

Dem/der Beklagten obliegt es bei Berufung auf § 31 zu beweisen, dass es bei Abwä-

gung aller Umstände wahrscheinlicher ist, dass ein anderes vom/von der Beklagten 

glaubhaft gemachtes Motiv für die unterschiedliche Behandlung ausschlaggebend 

war oder ein Rechtfertigungsgrund im Sinne des § 32 Abs. 2 oder des § 33 vorliegt. 

Bei Berufung auf § 35 obliegt es dem/der Beklagten zu beweisen, dass es bei Abwä-

gung aller Umstände wahrscheinlicher ist, dass die vom/von der Beklagten glaubhaft 

gemachten Tatsachen der Wahrheit entsprechen. 

 

Die Betroffene hat am … mit ihrer Schwester und der Immobilienmaklerin Frau O die 

von der Antragsgegnerin zur Miete angebotene Wohnung in der …gasse besichtigt. 

Die Betroffene hat bei der Besichtigung erklärt, dass sie die Wohnung alleine mieten 

und mit ihrem Ehemann nutzen will. Im Zuge der Besichtigung hat Frau O mitgeteilt, 

dass die Antragsgegnerin die Auswahl des Mieters oder der Mieterin vornehme und 

dabei sehr anspruchsvoll sei. Dem entsprechend hat Frau O erfreut zur Kenntnis ge-

nommen, dass die Betroffene in der ... arbeitet und ihr Ehemann im Restaurant „…“ 

beschäftigt ist und hat erklärt, dass dieser Umstand von der Antragsgegnerin positiv 

bewertet würde. 

 

Am Folgetag hat Frau O in der Arbeitsstätte der Betroffenen das unterschriebene 

Mietanbot sowie die von der Betroffenen für sich und ihren Ehemann ausgefüllten 

Mieterselbstauskunftsformulare abgeholt. Dabei ist Frau O darauf aufmerksam ge-

worden, dass der Ehemann der Betroffenen gambischer Staatsbürger ist. Auf Nach-

frage hat die Betroffene erklärt, dass ihr Ehemann sich derzeit nicht bei der Antrags-

gegnerin persönlich vorstellen könne, da er bis Mitte April … im Ausland sei. Darauf-

hin hat Frau O erklärt, dass die Antragsgegnerin alle BewohnerInnen der von ihnen 

verwalteten Wohnungen persönlich kennenlernen wolle. Frau O erklärte weiters, 

dass sie die Unterlagen der Betroffenen weitergeben und sie sich bezüglich eines 

Termins zur Vorstellung bei der Antragsgegnerin bei ihr melden würde. 
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Am … hat die Betroffene einen Anruf von Frau O erhalten, bei dem diese erklärte, 

dass sie und die Antragsgegnerin sich bei einem gemeinsamen Gespräch gefragt 

hätten, warum der Ehemann der Betroffenen nicht die österreichische Staatsbürger-

schaft haben wolle. Die Betroffene hat darauf erwidert, dass er diese sehr wohl an-

strebe, er jedoch die österreichische Staatsbürgerschaft erst nach einem sechsjähri-

gen Aufenthalt in Österreich beantragen könne. Nachdem die Betroffene auf Nach-

frage erklärt hat, dass sie und ihr Ehemann bereits seit sechs Jahren verheiratet sei-

en, hat Frau O erklärt „Ja wissen sie, wenn ihr Mann abhaut, dann ist er für uns nicht 

greifbar.“ Die Betroffene hat darauf erwidert, dass sie den Mietvertrag unterschreiben 

würde und sie es daher sei, die sich zur Zahlung des Mietzinses verpflichten würde. 

Daraufhin hat Frau O wiederholt: „Wenn ihr Mann abhaut, dann bleiben Ihnen nur 

noch € …,-, vielleicht ist Ihnen das dann zu wenig.“ Nach diesem Anruf hat die Be-

troffene Frau O per SMS darauf aufmerksam gemacht, dass sich ihr Nettoeinkom-

men demnächst von € …,- auf € …,- monatlich erhöhen wird. 

 

Am … hat Frau O der Betroffenen telefonisch die Vermietung der Wohnung mit der 

Begründung abgesagt, dass die Eigentümerin der Wohnung der Antragsgegnerin ei-

nen Interessenten weitergeleitet habe und dieser nun bevorzugt würde. Nachdem die 

Betroffene am gleichen Tag gesehen hat, dass das Wohnungsinserat der betreffen-

den Wohnung auf der Webseite … aktualisiert wurde, hat sie bei Frau O per E-Mail 

nachgefragt, warum das Wohnungsinserat trotz erfolgter Vergabe noch im Internet 

abrufbar ist.  

Am … hat die Betroffene einen Anruf von Frau O erhalten, bei dem sie erklärt hat, 

dass das Inserat erst herausgenommen würde, wenn die Wohnung definitiv verge-

ben sei. Die Betroffene wurde darauf aufmerksam, dass die gegenständliche Woh-

nung annähernd vier Wochen nach der Absage nach wie vor im Internet inseriert 

gewesen ist. Auch annähernd acht Wochen nach diesem Gespräch war die Woh-

nung von einem weiteren Maklerbüro noch im Internet inseriert. 

 

Der Senat III der Gleichbehandlungskommission hat erwogen: 

Der Senat III bejahte in seiner Sitzung vom … die Frage einer unmittelbaren Diskri-

minierung beim Zugang zu Wohnraum aufgrund des Naheverhältnisses zu einer 
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Person wegen deren ethnischen Zugehörigkeit gemäß § 32 Abs. 1 iVm § 32 Abs. 4 

GlBG.  

 

Gemäß § 32 Abs. 1 iVm § 32 Abs. 4 GlBG sind unmittelbare Diskriminierungen auf-

grund des Naheverhältnisses zu einer Person wegen deren ethnischen Zugehörigkeit 

beim Zugang zu und der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der Öf-

fentlichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich Wohnraum, verboten. Durch die 

Wortfolge „einschließlich Wohnraum“ wird die Vermietung von Wohnraum im Gesetz 

ausdrücklich als mögliche Dienstleistung genannt.  

Die Leistungen der Antragsgegnerin können gegen Entgelt in Anspruch genommen 

werden. Durch das in Auftrag gegebene Inserieren von Wohnraum auf allgemein zu-

gänglichen Websites richten sich ihre Leistungen an einen unbestimmten Adressa-

tenkreis und sind somit als Dienstleistungen im Sinne des Art. 57 AEUV (Vertrag 

über die Arbeitsweise der Europäischen Union) zu verstehen, die darüber hinaus der 

Öffentlichkeit zur Verfügung stehen und somit vom Geltungsbereich des Gleichbe-

handlungsgesetzes erfasst sind. 

 

Die Diskriminierung der Betroffenen aufgrund ihres Naheverhältnisses zu ihrem 

Ehemann begründet sich damit, dass der Betroffenen die Vermietung der Wohnung 

verweigert wurde, nachdem sich Frau O auf Ersuchen der Antragsgegnerin bei der 

Betroffenen erkundigt hatte, warum ihr Ehemann nicht die österreichische Staatsbür-

gerschaft habe und in diesem Zusammenhang die Möglichkeit, dass dieser sie ver-

lassen könnte, zum Thema gemacht wurde. 

 

Die Betroffene wollte als alleinige Mieterin der Wohnung im Mietvertrag aufgenom-

men werden. Aufgrund ihres Nettoeinkommens in der Höhe von € …,- bzw. € …,- 

hätte die Betroffene den im Wohnungsinserat vorgesehenen Mietzins in der Höhe 

von € …,- problemlos aufbringen können. Darüber hinaus arbeitet die Betroffene als 

… in einem Bereich, in dem der Verlust des Arbeitsplatzes als unwahrscheinlich zu 

bezeichnen ist. Die Erwähnung des geringeren Einkommens und der Staatsbürger-

schaft des Ehemannes der Betroffenen hatte daher keine durch das Mietverhältnis 

berechtigten und begründbaren Zusammenhänge.  
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Auch die nachfolgende Vermietung der Wohnung an einen kroatischen Staatsbürger 

mit der wirtschaftlichen Begründung, dass dieser mit einem Nettoeinkommen in der 

Höhe von € …,- über eine höhere Bonität verfüge, vermag die vermutete Diskriminie-

rung nicht zu entkräften. Berücksichtigt man die Sicherheit des Einkommens der Be-

troffenen als auch das Einkommen ihres Ehegatten, so liegt das Haushaltseinkom-

men deutlich über dem des nunmehrigen Mieters, auch im Falle einer eventuellen 

Arbeitslosigkeit des Ehegatten der Betroffenen. 

 

Die in den Befragungen vor dem Senat erwähnte Begründung zur Nachfrage nach 

der Staatsbürgerschaft des Ehegatten der Betroffenen, dass es immer wieder zu be-

obachten sei, dass Personen, welche aus dem Ausland stammen würden, bei finan-

ziellen Schwierigkeiten in ihr Heimatland zurückkehren und dabei ihre offenen Ver-

bindlichkeiten nicht begleichen würden, zeigt, dass die Antragsgegnerin davon aus-

geht, dass bei ausländischen InteressentInnen ein erhöhtes Risiko von Zahlungsaus-

fällen besteht. Diese, auf einer Verallgemeinerung beruhende Beurteilung der Bonität 

bzw. Zahlungsmoral von ausländischen MieterInnen, ist als eine unmittelbare Diskri-

minierung aufgrund der ethnischen Zugehörigkeit nach dem Gleichbehandlungsge-

setz zu bewerten. 

Das Vorbringen der Antragsgegnerin, wonach eine Aussetzung der Vergabebemü-

hungen an die Betroffene von der Eigentümerin ausschließlich deswegen gewünscht 

worden sei, da diese Eigenbedarf an der Wohnung angemeldet hätte, erscheint nicht 

glaubwürdig. Die betreffende Wohnung war noch annähernd vier bzw. acht Wochen 

nach dem gegenständlichen Gespräch im Internet abrufbar. Unter diesen Umständen 

ist eine derartig lange Inserierungsdauer nicht nachvollziehbar. 

 

Der Senat gelangte aber aufgrund der glaubwürdigen und nachvollziehbaren Aussa-

gen der Betroffenen zur Überzeugung, dass die Nichtvergabe der Wohnung an die 

Betroffene schon im Gespräch zwischen Frau O und Frau Q durch Letztere be-

schlossen wurde. Die nachfolgende Anmeldung des Eigenbedarfs der Eigentümerin 

gestattete nur eine offizielle und scheinbar objektive Begründung der Absage. 
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Der Antragsgegnerin ist es nach Ansicht des Senates III gemäß § 38 Abs. 3 leg.cit. 

daher nicht gelungen, den Vorwurf der Diskriminierung gemäß § 32 Abs. 1 iVm § 32 

Abs. 4 leg.cit. zu entkräften.  

 
Der Senat III kam zur Auffassung, dass durch die Z Immobilien GmbH eine Ver-
letzung des Gleichbehandlungsgebotes aufgrund einer unmittelbaren Diskri-
minierung der Betroffenen wegen ihrem Naheverhältnis zu einer Person gam-
bischer Herkunft beim Zugang zu und der Versorgung mit Wohnraum gemäß § 
32 Abs. 1 iVm § 32 Abs. 4 Gleichbehandlungsgesetz vorliegt. 

 

Der Senat III der Gleichbehandlungskommission hält es daher für notwendig, 
dass sich die Antragsgegnerin mit der geltenden Rechtslage vertraut macht, 
das Gleichbehandlungsgesetz respektiert und in Hinkunft alle Menschen, un-
geachtet ihrer ethnischen Zugehörigkeit, gleich behandelt. 

 

Insbesondere sollen taugliche innerbetriebliche Strukturen zur Vermeidung 
von Diskriminierungen geschaffen werden, wie gründliche Schulungen der 
MitarbeiterInnen hinsichtlich aller relevanten Gesetzesmaterien, insbesondere 
dem Gleichbehandlungsgesetz.  

 

Ferner soll auf der Homepage der Antragsgegnerin (www…) ab sofort ein gut 
erkennbarer und dauerhafter Hinweis auf die Existenz des Gleichbehandlungs-
gesetzes aufgenommen werden sowie an derselben Stelle explizit darauf hin-
gewiesen werden, dass niemand aufgrund der ethnischen Zugehörigkeit dis-
kriminiert wird und dass sich Personen zur Beratung an die Gleichbehand-
lungsanwaltschaft wenden können. 

 

Bei Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes hat die betroffene Person An-
spruch auf Ersatz des Vermögensschadens und eine Entschädigung für die er-
littene persönliche Beeinträchtigung. Demgemäß muss die Schadenersatzleis-
tung wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. Der Senat III der 
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Gleichbehandlungskommission empfiehlt daher der Antragsgegnerin einen 
dementsprechenden Schadenersatz zu leisten und sich für weitere Vergleichs-
gespräche an die Gleichbehandlungsanwaltschaft zu wenden.  

 
Wien, im Jänner 2013 

Dr.in Doris Kohl 

(Vorsitzende) 

 

Hinweis: Gemäß § 12 Abs. 3 GBK/GAW-Gesetz sind die Vorschläge der Gleichbe-

handlungskommission binnen zwei Monaten umzusetzen. Wenn einem Auftrag ge-

mäß § 12 Abs. 3 GBK/GAW-Gesetz (siehe obige Vorschläge des Senates III) nicht 

binnen zwei Monaten entsprochen wird, kann jede im Senat III vertretene Interes-

senvertretung gemäß § 12 Abs. 4 GBK/GAW-Gesetz auf Feststellung der Verletzung 

des Gleichbehandlungsgebotes klagen.  



<<

  /ASCII85EncodePages false

  /AllowTransparency false

  /AutoPositionEPSFiles true

  /AutoRotatePages /None

  /Binding /Left

  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)

  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)

  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)

  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)

  /CannotEmbedFontPolicy /Error

  /CompatibilityLevel 1.4

  /CompressObjects /Tags

  /CompressPages true

  /ConvertImagesToIndexed true

  /PassThroughJPEGImages true

  /CreateJobTicket false

  /DefaultRenderingIntent /Default

  /DetectBlends true

  /DetectCurves 0.0000

  /ColorConversionStrategy /CMYK

  /DoThumbnails false

  /EmbedAllFonts true

  /EmbedOpenType false

  /ParseICCProfilesInComments true

  /EmbedJobOptions true

  /DSCReportingLevel 0

  /EmitDSCWarnings false

  /EndPage -1

  /ImageMemory 1048576

  /LockDistillerParams false

  /MaxSubsetPct 100

  /Optimize true

  /OPM 1

  /ParseDSCComments true

  /ParseDSCCommentsForDocInfo true

  /PreserveCopyPage true

  /PreserveDICMYKValues true

  /PreserveEPSInfo true

  /PreserveFlatness true

  /PreserveHalftoneInfo false

  /PreserveOPIComments true

  /PreserveOverprintSettings true

  /StartPage 1

  /SubsetFonts true

  /TransferFunctionInfo /Apply

  /UCRandBGInfo /Preserve

  /UsePrologue false

  /ColorSettingsFile ()

  /AlwaysEmbed [ true

  ]

  /NeverEmbed [ true

  ]

  /AntiAliasColorImages false

  /CropColorImages true

  /ColorImageMinResolution 300

  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleColorImages true

  /ColorImageDownsampleType /Bicubic

  /ColorImageResolution 300

  /ColorImageDepth -1

  /ColorImageMinDownsampleDepth 1

  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeColorImages true

  /ColorImageFilter /DCTEncode

  /AutoFilterColorImages true

  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG

  /ColorACSImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /ColorImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /JPEG2000ColorACSImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /JPEG2000ColorImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /AntiAliasGrayImages false

  /CropGrayImages true

  /GrayImageMinResolution 300

  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleGrayImages true

  /GrayImageDownsampleType /Bicubic

  /GrayImageResolution 300

  /GrayImageDepth -1

  /GrayImageMinDownsampleDepth 2

  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeGrayImages true

  /GrayImageFilter /DCTEncode

  /AutoFilterGrayImages true

  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG

  /GrayACSImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /GrayImageDict <<

    /QFactor 0.15

    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]

  >>

  /JPEG2000GrayACSImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /JPEG2000GrayImageDict <<

    /TileWidth 256

    /TileHeight 256

    /Quality 30

  >>

  /AntiAliasMonoImages false

  /CropMonoImages true

  /MonoImageMinResolution 1200

  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK

  /DownsampleMonoImages true

  /MonoImageDownsampleType /Bicubic

  /MonoImageResolution 1200

  /MonoImageDepth -1

  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000

  /EncodeMonoImages true

  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode

  /MonoImageDict <<

    /K -1

  >>

  /AllowPSXObjects false

  /CheckCompliance [

    /None

  ]

  /PDFX1aCheck false

  /PDFX3Check false

  /PDFXCompliantPDFOnly false

  /PDFXNoTrimBoxError true

  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [

    0.00000

    0.00000

    0.00000

    0.00000

  ]

  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true

  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [

    0.00000

    0.00000

    0.00000

    0.00000

  ]

  /PDFXOutputIntentProfile ()

  /PDFXOutputConditionIdentifier ()

  /PDFXOutputCondition ()

  /PDFXRegistryName ()

  /PDFXTrapped /False



  /CreateJDFFile false

  /Description <<



    /BGR <>

    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>

    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>

    /CZE <>

    /DAN <>

    /DEU <>

    /ESP <>

    /ETI <>

    /FRA <>

    /GRE <>



    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)

    /HUN <>

    /ITA <>

    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>

    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>

    /LTH <>

    /LVI <>

    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)

    /NOR <>

    /POL <>

    /PTB <>

    /RUM <>

    /RUS <>

    /SKY <>

    /SLV <>

    /SUO <>

    /SVE <>

    /TUR <>

    /UKR <>

    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)

  >>

  /Namespace [

    (Adobe)

    (Common)

    (1.0)

  ]

  /OtherNamespaces [

    <<

      /AsReaderSpreads false

      /CropImagesToFrames true

      /ErrorControl /WarnAndContinue

      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false

      /IncludeGuidesGrids false

      /IncludeNonPrinting false

      /IncludeSlug false

      /Namespace [

        (Adobe)

        (InDesign)

        (4.0)

      ]

      /OmitPlacedBitmaps false

      /OmitPlacedEPS false

      /OmitPlacedPDF false

      /SimulateOverprint /Legacy

    >>

    <<

      /AddBleedMarks false

      /AddColorBars false

      /AddCropMarks false

      /AddPageInfo false

      /AddRegMarks false

      /ConvertColors /ConvertToCMYK

      /DestinationProfileName ()

      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK

      /Downsample16BitImages true

      /FlattenerPreset <<

        /PresetSelector /MediumResolution

      >>

      /FormElements false

      /GenerateStructure false

      /IncludeBookmarks false

      /IncludeHyperlinks false

      /IncludeInteractive false

      /IncludeLayers false

      /IncludeProfiles false

      /MultimediaHandling /UseObjectSettings

      /Namespace [

        (Adobe)

        (CreativeSuite)

        (2.0)

      ]

      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK

      /PreserveEditing true

      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged

      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile

      /UseDocumentBleed false

    >>

  ]

>> setdistillerparams

<<

  /HWResolution [2400 2400]

  /PageSize [612.000 792.000]

>> setpagedevice



